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I. Anfrage 

Am 11. März 2013 verschickte die Direktion des Alters- und Pflegeheims Villa St. François in 
Villars-sur-Glâne eine Medienmitteilung über die Schliessung der Institution per 30. Juni 2013 an 
den Gemeinderat und die Presse. 

Die unerwartete und kurzfristige Ankündigung dieser Schliessung bringt die betroffenen 
Bewohnerinnen und Bewohner und ihre Angehörigen in eine unangenehme Lage. Da zu den zirka 
15 betagten Bewohnerinnen und Bewohnern auch einige psychogeriatrische Fälle gehören, wird es 
schwierig sein, alle Betroffenen kurzfristig anderweitig unterzubringen. 

Angesichts der langen Wartelisten der Pflegeheime und angesichts der persönlichen Situation 
einiger Bewohnerinnen und Bewohner wird es für sie mehr als schwierig, in nur drei Monaten eine 
ihren Bedürfnissen entsprechende Lösung zu finden. 

Ohne auf die finanziellen Probleme des Heims einzugehen oder gar eine Polemik zu deren 
Hintergründen loszutreten, stellt sich die Frage, weshalb die Schliessung derart kurzfristig 
kommuniziert wurde. Solche Entscheide werden normalerweise von langer Hand vorbereitet, damit 
sowohl die Bewohnerinnen und Bewohner als auch die Mitarbeitenden eine für sie passende 
Lösung finden können. Zumal die Problematik schon seit einiger Zeit bekannt ist und verschiedene 
andere Pflegeheime sowie weitere Institutionen der Villa St. François bereits Lösungsvorschläge 
unterbreitet haben. 

Es kursiert zum Beispiel das Gerücht, dass das freiburger spital (HFR) das Gebäude übernehmen 
möchte, um dort eine Station für Palliativpflege einzurichten. Dies wäre eine Erklärung für die 
kurzfristige Schliessung. Ungeachtet der Bemühungen der Direktion, die Bewohnerinnen und 
Bewohner neu zu platzieren und auch für die Mitarbeitenden neue Stellen zu finden, möchte ich 
dem Staatsrat folgende Fragen unterbreiten: 

1. Wurde der Staatsrat im Voraus über die Schliessung informiert? 

2. Wenn ja, hat er entsprechende Massnahmen getroffen, zumindest betreffend die Umplatzierung 
der Bewohnerinnen und Bewohner, und für das Personal? 

3. Trifft es zu, dass das HFR an einer Übernahme des Gebäudes interessiert ist, und wenn ja, 
bietet es eine Übergangslösung für die Langzeitbewohnerinnen und -bewohner unter möglichst 
optimalen Bedingungen an? 
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4. Wurde das Freiburger Netzwerk für psychische Gesundheit (FNPG) in der Angelegenheit 
beigezogen, insbesondere was die psychogeriatrische Betreuung betrifft? 

5. Kann die GSD für den Fall, dass sich in der verbleibenden Zeit keine angemessene Lösung für 
die Umplatzierung der betroffenen Personen findet, eine Übergangslösung vorschlagen? 

18. März 2013 
 
 
II. Antwort des Staatsrates 

1. Wurde der Staatsrat im Voraus über die Schliessung informiert? 

Wie die Freiburger Bevölkerung wurde auch der Staatsrat von der Ankündigung der bevorstehen-
den Schliessung der Villa St. François per 30. Juni 2013 überrascht; er war über den Beschluss der 
Heimleitung, keine betagten Menschen mehr aufzunehmen und keine Pflegeplätze mehr anzubieten, 
nicht im Bild. Über die finanziellen Probleme der Villa St. François war die GSD jedoch informiert. 
Im Jahre 2011 hatte die GSD der Leitung der Villa St. François deshalb vorgeschlagen, mit der 
Bezirkskommission des Saanebezirks für Pflegeheime (CODEMS) Kontakt aufzunehmen. Diese 
hätte helfen können, eine Anerkennung der Bettenzahl gemäss Gesetzgebung zu erwirken (diese 
Lösung wäre auch von der GSD unterstützt worden). Wohl erfolgte eine Kontaktnahme zwischen 
der CODEMS und der Leitung der Villa St. François, doch die Behörden wurden nicht über die 
Ergebnisse informiert. 

2. Wenn ja, hat er entsprechende Massnahmen getroffen, zumindest betreffend die Umplatzierung 
der Bewohnerinnen und Bewohner, und für das Personal? 

Da der Staatsrat nicht ins Bild gesetzt worden war, konnte er keine frühzeitigen Massnahmen zu 
Gunsten der Bewohnerinnen und Bewohner und des Personals in die Wege leiten. Wir berufen uns 
auf den Entscheid des Staatsrates vom 27. November 2012,  mit dem die Schliessung des Standorts 
Châtel-Saint-Denis gutgeheissen und eine von den Vertreterinnen und Vertretern des Vivisbachbe-
zirks und des HFR einvernehmlich erarbeitete Lösung für die Palliativpflege umgesetzt werden soll. 
Die Vivisbacher Delegation sollte dem HFR einen definitiven Vorschlag für die Palliativpflege 
(voraussichtlich 12 bis 18 Monate) unterbreiten. Unter der Leitung ihres Oberamtmanns 
konzentrierte sich diese jedoch auf die Erarbeitung des Projekts für das zukünftige medizinische 
Zentrum des Vivisbachbezirks als «Eingangstor» zum HFR. Am Treffen vom 2. April informierte 
sie das HFR offiziell, dass sie für die Palliativpflege kein Projekt vorstellen konnte. Ausserdem war 
es dem Staatsrat bekannt, dass das HFR beabsichtigte, gewisse Räumlichkeiten in der Villa St. 
François zu mieten, doch stand vorerst keine Gesamtvermietung zur Diskussion, was demzufolge 
auch keine Gefahr für das Weiterbestehen der Villa darstellte. Sofort nach Bekanntgabe des 
Schliessungsentscheids berief die Direktorin für Gesundheit und Soziales ein Treffen mit dem 
Stiftungsrat der Villa St. François und dem Oberamtmann des Saanebezirks ein, um die Situation 
von Bewohnerinnen und Bewohnern und des Personals auf den Punkt zu bringen. Zurzeit verfolgt 
sie diese Angelegenheit aus nächster Nähe. Im Übrigen wurde ihr gegenüber bestätigt, dass 
sämtliche Alters- und Pflegeheime mit Hilfe ihrer Dachorganisation umgehend über die Situation 
ins Bild gesetzt worden waren, damit sie der Aufnahme von Bewohnerinnen und Bewohnern der 
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Villa St. François Vorrang einräumen können. Der Staatsrat stellt mit Wohlwollen fest, dass alle 
Bewohnerinnen und Bewohner die einen langfristigen Aufenthalt in einem Pflegeheim brauchen ab 
dem 24. Juni 2013 einen neuen Platz gefunden haben. Was das Personal anbelangt, so wurde das 
Amt für den Arbeitsmarkt (AMA) rasch (noch vor der Schliessungsankündigung) in die Lösungs-
suche mit einbezogen. Das AMA hatte sich bereit erklärt, die Mitarbeitenden zu betreuen, die 
nunmehr im Rahmen des normalen Eingliederungsprozesses beim regionalen Arbeitsvermittlungs-
zentrum (RAV) gemeldet sind. 

3. Trifft es zu, dass das HFR an einer Übernahme des Gebäudes interessiert ist, und wenn ja, 
bietet es eine Übergangslösung für die Langzeitbewohnerinnen und -bewohner unter möglichst 
optimalen Bedingungen an? 

Wie in der Presse bereits angekündigt, wird das HFR in den Räumlichkeiten der Villa St. François 
vorab für die nächsten fünf Jahre die Abteilung Palliativpflege einrichten. Zudem wurde die 
Patientenberatung des HFR in die Suche nach neuen Plätzen für die Bewohnerinnen und Bewohner 
der Villa St. François mit einbezogen. 

4. Wurde das Freiburger Netzwerk für psychische Gesundheit (FNPG) in der Angelegenheit 
beigezogen, insbesondere was die psychogeriatrische Betreuung betrifft? 

Das FNPG ist von der Angelegenheit St. François nicht betroffen. 

5. Kann die GSD für den Fall, dass sich in der verbleibenden Zeit keine angemessene Lösung für 
die Umplatzierung der betroffenen Personen findet, eine Übergangslösung vorschlagen? 

Die verschiedenen Massnahmen erlaubten es, für alle Bewohnerinnen und Bewohnern eine Lösung 
zu finden. 

17. Juni 2013 


